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Die Bewegung des „Euromaidan“ hat im Februar 2014 die korrupte und  unterdrückerische
Regierung Janukowitsch in der Ukraine gestürzt. Diese  hatte die Protestbewegung seit
November 2013 brutal unterdrückt und am  20./21. Februar sogar auf sie schießen lassen.
Doch die  Übergangsregierung, die jetzt an der Macht ist, ist eine Koalition aus  Neoliberalen,
alten Eliten der Timoschenko-Herrschaft und offenen  Faschist*innen. Das Ziel dieser rechten
Regierung ist es, die Ukraine  einem Spardiktat der EU unterzuordnen, um die Interessen eines
Teils der  Herrschenden zu befriedigen, in dem ein anderer Teil entmachtet wird.  Aber weder
die Verteidigung der Verbrecher*innenregierung Janukowitschs  noch die Unterstützung derer,
die ihn gestürzt haben birgt irgendeine  Perspektive für die Arbeiter*innen und die Jugendlichen.
     

  

Die Entwicklung der „Euromaidan“-Bewegung war geprägt von einem  massiven Rechtsruck,
der bis zur Formierung faschistischer  Hundertschaften ging, die heute das öffentliche Leben in
Städten wie  Kiev oder Lviv kontrollieren. Revolutionär*innen, liberale und  anarchistische
Strömungen der Bewegung wurden, oftmals gewalttätig, aus  ihr heraus gedrängt oder ordneten
sich den Faschist*innen und ihrer  nationalen Ideologie unter. So wurden während der
Bewegung vor allem die  Kampfhandlungen durch die Faschist*innen von Svoboda und „Pravni 
Sektor“ angeführt, die dadurch weiter an Prestige in der Bewegung  gewinnen konnten.

  

Dieses Prestige nutzen sie nun, um das Land von ihren erklärten  „Feind*innen“ zu säubern –
Antifaschist*innen, Stalinist*innen,  Kommunist*innen, „Russ*innen“ und Jüd*innen. Im Großteil
der Westukraine  mussten antifaschistische Organisationen wie Borot´ba abtauchen, ihre 
Büros wurden zerstört und ihre Mitglieder mit Morddrohungen  konfrontiert. Diese Tatsache
sollte ein Warnsignal an all jene sein, die  noch bis dahin glaubten, es handele sich um eine
„demokratische  Bewegung“, die schlicht das Pech hatte eine falsche Führung zu haben. 
Sicher sind nicht alle Teilnehmer*innen der Maidanbewegung  Faschist*innen oder Rechte,
einige haben sicher demokratische Illusionen  oder Hoffnungen in die Bewegung gehabt. Real
hat diese Bewegung  allerdings eine reaktionäre Regierung an die Macht gebracht, die nun ein 
Assoziierungsabkommen mit der EU unterschrieben hat. Ebenfalls wurde  ihr Chauvinismus
offensichtlich als nur wenige Tage nach Formierung  einer Übergangsregierung ein Gesetz
erlassen wurde, dass die Verwendung  der eigenen Sprache für die russischsprachige
Minderheit massiv  einschränkt.
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Neben den Faschist*innen, die sich bei den kommenden Wahlen  wahrscheinlich stärken
werden können, wird die Opposition vor allem von  der Klitschko-Partei „UDAR“ und der
Timoschenko-Partei „Vaterland“  geprägt. Während Klitscho eine massive Nähe zum deutschen
Imperialismus  unterstellt werden kann war Timoschenko an nachteiligen Gaspreis-Deals  mit
Russland beteiligt und wurde in einem politischen Prozess wegen  Korruption angeklagt. Keine
von diesen Kräften birgt Hoffnung für die  verarmte Arbeiter*innenklasse, sondern suchen in der
Annäherung an die  EU ihr eigenes Heil.

  

Es handelt sich beim Umsturz in der Ukraine also nicht um eine  demokratische Revolution,
sondern um einen Machtwechsel zwischen  verschiedenen Fraktionen der Oligarch*innen, die
jetzt statt auf  Russland auf die EU setzen wollen. Das wird angesichts der hohen 
Staatsschulden – die Ukraine benötigt mindestens 35 Milliarden Euro – zu  einem Spardiktat
der Troika (IWF, EU-Kommission, EZB) auf Kosten der  Arbeiter*innen und Jugendlichen
führen.

  

Der russische Imperialismus hat währenddessen die Gelegenheit genutzt  und vorgeblich zum
Schutz der russischsprachigen Minderheit die  Halbinsel der Krim unter Kontrolle gebracht. Die
rasch neu gebildete  Regierung der Krim führte innerhalb kürzester Zeit eine Volksabstimmung
–  unter dem Eindruck bewaffneter russischer Truppen – über die  Unabhängigkeit der Krim
(von der Ukraine) durch. Mittlerweile ist das  Referendum durchgekommen und ein Anschluss
an Russland in vollem Gange.  Auch wenn viele aus der pro-russischen Bevölkerung den
Anschluss aus  Abneigung gegenüber den faschistischen Banden im Westen und dem 
Aufflammen des ukrainischen Chauvinismus getan haben, ist nichts  trügerischer als das
Vertrauen in Putins Russland, das Außenregionen und  vor allem muslimische Minderheiten in
Russland ebenso rassistisch  unterdrückt.

  

Der Anschluss an Russland ist also keine Lösung für die  Arbeiter*innen und Jugendlichen auf
der Krim. Die militärische  Intervention des imperialistischen Russlands, um den gewünschten
Ausgang  der Abstimmung abzusichern, muss von Linken und RevolutionärInnen  scharf
kritisiert werden. Dennoch muss die Bevölkerung der Krim  entscheiden können, welchem Land
sie sich anschließen möchte.  Wirtschaftssanktionen und ein drohender Stellvertreterkrieg der 
imperialistischen Mächte müssen von Aktivist*innen in den  „Mutterländern“ der Interventionen
verhindert und bekämpft werden.

  

Das Ziel der Arbeiter*innen und Jugendlichen der Ukraine muss eine  unabhängige Ukraine,
ohne Oligarch*innen und ohne imperialistische  Ausbeuter*innen sein. Das Gebot der Stunde
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muss eine gemeinsame  Einheitsfront aller Linken und Arbeiterorganisationen gegen die 
Faschist*innen, die Rechte Regierung, das Assoziierungsabkommen mit der  EU und einen
weiteren Einmarsch russischer Truppen in die Ukraine sein.  Allen linken Organisationen, die
sich gegen die Intervention sowohl des  westlichen, als auch des russischen Imperialismus
stellen, sprechen wir  unsere Solidarität aus. Organisationen wie Borot´ba, die den aktuellen 
antifaschistischen Widerstand organisieren, fordern wir auf, sich mit  uns in Verbindung zu
setzen, um praktische Hilfe für die  Arbeiterbewegung in der Ukraine und eine gemeinsame
europaweite  politische Kampagne gegen Krieg, Faschismus und Imperialismus zu planen.

    
    -  Der Widerstand gegen die rechts-neoliberale Regierung muss von  unabhängigen
Selbstverteidigungskomitees der Arbeiter*innen und  Jugendlichen geführt werden, die sich
gegen die Schlägerbanden der  Faschist*innen und die neuen „Sicherheitskräfte“ des Staates
verteidigen  und durchsetzen können!   
    -  Dazu muss die Gewerkschaftsbewegung sich von den Banden mit den 
Janukowitsch-Verbündeten der stalinistischen KPU befreien! Für eine  unabhängige,
klassenkämpferische Basisgewerkschaft! Die Basis der  Arbeiter*innenklasse und alle
Vertreter*innen der Gewerkschaften müssen  für die Idee eines unbefristeten Generalstreiks
gewonnen werden, der die  jetzige Regierung stürzen und eine konstituierende Versammlung 
einberufen kann, die sich auf die Aktionskomitees der Bewegung stützt.   
    -  Nein zu chauvinistischer Unterdrückung, nein zu imperialistischen Angriffen!  
    -  Für eine klassenkämpferische Partei der Arbeiter*innen, Jugendlichen und Unterdrückten!
 

  

Wie auch immer sich die Lage in der Ukraine weiterentwickeln wird.  Die aktuellen Ereignisse
zeigen, dass sich die imperialistischen  Konflikte seit Ausbruch der Krise 2007 weiter
verschärfen. Auch die  Kriegsgefahr innerhalb Europas wird 100 Jahre nach Ausbruch des
ersten  Weltkrieges wieder zu einer realen Bedrohung. Heute wie damals muss  unsere
Antwort, die Antwort aller sich als antikapitalistisch und  revolutionär verstehenden
Jugendorganisationen und individuellen  Aktivist*nnen, die Schaffung einer revolutionären
Jugendinternationale  sein, die gegen Krieg und Imperialismus kämpfen kann – die gegen den 
Chauvinismus und die Kriegslust kämpft, die viele Jugendliche in der  Ukraine ergreift, die unter
den politischen Einfluss der Faschist*innen  geraten sind. Alle die dieses Ziel teilen, fordern wir
auf, sich mit uns  in Verbindung zu setzen, um über gemeinsame Schritte zur Erreichung 
dieses Ziels zudiskutieren.
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